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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Benedix, Frau Dr. Neumeister, 
Dr. Uniand, Seiters und Genossen 
- Drucksache 7/3820 - 

betr. Arbeitspiätze für Frauen aus der Bekieidungsindustrie 


Der Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung hat mit Schreiben vom 16, Juli 1975 - Ila 1 - 42 - 
im Einvernehmen mit den Bundesministerien für Wirtschaft 
und für wirtschaftliche Zusammenarbeit die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der relativ hohe Frauen- 
anteil bei der Arbeitslosenquote gegenwärtig in einigen Regio- 
nen überproportional ansteigt? 

Im Monat Mai ist die Arbeitslosenquote bei den Frauen zurück- 
gegangen und zwar im Bundesgebiet insgesamt sowie in allen 
neun Landesarbeitsamtsbezirken. Im Juni stieg die Zahl der 
arbeitslosen Frauen infolge der Entwicklung in einigen Landes- 
arbeitsamtsbezirken geringfügig um 2764 an. 

Richtig ist allerdings, daß sich in den letzten Monaten der Ab- 
stand zwischen den Arbeitslosenquoten der Männer und der 
Frauen etwas vergrößert hat. Dafür war der Abbau saison- 
bedingter Arbeitslosigkeit in den Außenberufen maßgebend, in 
denen vornehmlich Männer tätig sind. Bei der Beurteilung der 
Beschäftigungssituation der Frauen muß im übrigen auch ge- 
sehen werden, daß in den letzten Monaten die Zahl der arbeits- 
losen Frauen im Vergleich zu den entsprechenden Vorjahres- 
werten einen wesentlich geringeren prozentualen Anstieg als 
die der arbeitslosen Männer zu verzeichnen hatte. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß dieser Anstieg durch die 
besonders schwierige Lage der Bekleidungsindustrie, die über- 
wiegend Frauenarbeitsplätze bietet, verursacht wird? 

Die Bundesregierung kann dies nicht bestätigen. Bei den 
arbeitslosen Frauen der Textil- und Bekleidungsberufe betrug 
im Mai 1975 der Abstand im Vergleich zum Mai des Vorjahres 
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+ 23 V. H. gegenüber einem Anstieg von 95,1 v. H. für die Ge- 
samtheit der weiblichen Arbeitslosen. Die Zahlen zur Arbeits- 
losigkeit im Juni, die bei den Textil- und Bekleidungsberufen 
bislang nur für Männer und Frauen gemeinsam vorliegen, zei- 
gen das gleiche Bild. Diese niedrigeren Zuwachsraten der 
Arbeitslosigkeit bei den Textil- und Bekleidungsberufen, die 
schon seit Monaten zu beobachten sind, können nur als Aus- 
druck einer gewissen Konsolidierung der Beschäftigungssitua- 
tion für diese Berufe gewertet werden. 


3. Wie steht die Bundesregierung zu der Tatsache, daß die Emp- 
fehlungen, die diesen Firmen vor allen Dingen vom Ministe- 
rium für wirtsdiaftlidie Zusammenarbeit gegeben werden, eine 
Standortverlegung besonders in nordafrikanisdie Staaten vor- 
zunehmen, zwar aus Kostengründen richtig ist, aber die Ent- 
blößung ganzer Räume von Arbeitsmöglidikeiten für Frauen 
bedeuten? 

Die Bundesregierung greift grundsätzlich nicht in privatwirt- 
schaftliche Dispositionen ein. Deshalb gibt sie weder Empfeh- 
lungen für einzelne Unternehmen noch für bestimmte Branchen, 
Fertigungen in das Ausland zu verlagern. Soweit durch struk- 
turelle Wandlungen und Standortverlagerungen in einzelnen 
Bereichen Beschäftigungsprobleme auftreten, stellt die Bundes- 
regierung arbeitsmarktpolitische und regionale Hilfen bereit. 


4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die durch 
Billigangebote der Staatshandelsländer auch für die noch be- 
stehenden Frauenarbeitsplätze im Bekleidungsgewerbe drohen- 
de Gefahr abzuwenden? 

Die Bundesregierung hat entgegen den an sich bestehenden 
handelspolitischen Notwendigkeiten auch im Bereich der Ost- 
einfuhren alle Möglichkeiten genutzt, um den anhaltenden 
Schwierigkeiten in der Bekleidungsindustrie Rechnung zu 
tragen. 

Die Bekleidungskontingente gegenüber den Staatshandelslän- 
dern sind ebenso wie die Textilkontingente seit 1973 wertmäßig 
eingefroren. Darüber hinaus wurden sie in diesem Jahr, um 
eine Streuung der Lieferungen sicherzustellen, in drei zeitlich 
fixierten Raten aufgegliedert. 

Die Bundesregierung ist bereit, auch innerhalb der bestehenden 
Kontingente marktstörende Preisunterbietungen im Rahmen 
von Preisprüfungsverfahren durch entsprechende Schutzmaß- 
nahmen abzu wehren. Von dieser Möglichkeit wurde auf dem 
Textil- und Bekleidungssektor in den vergangenen eineinhalb 
Jahren mehrfach Gebrauch gemacht. 
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5. Weldie Strukturmaßnahmen hat die Bundesregierung in den 
speziell vom Bekleidungsgewerbe geprägten Gebieten ein- 
geleitet, um den Frauen, deren Mobilität durch die Familien- 
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pflichten naturgemäß gering ist, neuer Arbeitsmöglichkeiten zu 
eröffnen und damit auch erworbene Rentenansprüche zu erhal- 
ten und aufzustocken? 

Die Bekleidungsindustrie ist überwiegend in Regionen angesie- 
delt, die von der regionalen Wirtschaftsförderung erfaßt wer- 
den. Um der geringeren Mobilität der Frauen zwischen Wohn- 
und Arbeitsort Rechnung zu tragen, wird bei der regionalen 
Förderung von dem dort bestehenden Schwerpunktprinzip 
(Konzentration der Förderung auf geeignete Städte und Ge- 
meinden) dann eine Ausnahme gemacht, wenn in dem zu för- 
dernden Betrieb überwiegend - d. h. mehr als 50 v. H. - der 
Frauenarbeitsplätze geschaffen werden. 

In der Zeit vom 1. Januar 1972 bis 31, Dezember 1974 sind in 
der Bekleidungsindustrie Investitionen in Höhe von rund 300 
Mio DM mit der Investitionszulage und/oder mit Mitteln der 
Gemeinschaftsaufgabe „Förderung der regionalen Wirtschafts- 
struktur“ gefördert worden. (Zum Vergleich: Nach dem Investi- 
tionstest des IFO-Instituts für Wirtschaftsforschung beliefen 
sich die Brutto-Anlage-Investitionen der Bekleidungsindustrie 
im Jahre 1973 auf 330 Mio DM und im Jahre 1974 auf 240 
Mio DM.) 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat in diesen Räumen die vielfäl- 
tigen Möglichkeiten des Arbeitsförderungsgesetzes voll ge- 
nutzt, um den bestehenden Beschäftigungsschwierigkeiten ent- 
gegenzuwirken. 
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